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EXECUTIVE SUMMARY 

Die Wissenschaft ist sich einig: der Klimawandel findet statt, er ist vom Mensch 
verursacht und er hat massive, zumeist negative Folgen. Die Schweiz ist von 
einer überdurchschnittlich starken Erwärmung, schmelzenden Gletschern 
und Wetterextremen betroffen. Sie hat daher ein besonders grosses Interesse 
an einer funktionierenden internationalen Klimapolitik. Parlament und 
Bundesrat können sich allerdings nur auf einen minimalistischen Klimaschutz 
einigen. Die Schweiz riskiert mit der aktuellen Politik die Klimaziele zu 
verfehlen und wirtschaftlich eine grosse Chance zu verpassen. 

Weniger eindeutig als die wissenschaftlichen Grundlagen ist die Frage, ob die 
internationale Politik zu einem wirksamen und ausgeglichenen Klimaschutz 
fähig ist. Da das Problem jedoch für viele Regierungen zuoberst auf der Agen-
da steht, trafen sich alle einflussreichen Staatschefs der Welt im Dezember 
2009 in Kopenhagen, um im Rahmen einer UNO-Konferenz über die nötigen 
Massnahmen zu verhandeln. Das Ziel eines Vertrages mit bindenden Emissi-
onszielen wurde in Kopenhagen zwar verfehlt. Allerdings konnten sich die 
Staatschefs immerhin darauf einigen, dass die globale Erwärmung auf maxi-
mal 2 Grad Celsius beschränkt werden muss. Sie erklärten sich auch bereit, 
massgebliche Finanzmittel für Entwicklungsländer bereit zu stellen. 

Die Schweiz steht vor wegweisenden Entscheidungen in der Klimapolitik. Zur-
zeit revidiert das Parlament das CO2-Gesetz im Hinblick auf die Periode nach 
2012. Der Klimawandel als globales Problem hält sich an keine Grenzen und 
kann nur durch ein starkes Engagement aller Länder eingedämmt werden. Da-
her sind Emissionsziele, Finanzmittel und internationale Zusammenarbeit 
für die Schweizer Aussenpolitik von besonderer Bedeutung. 

Die Erreichung des 2-Grad-Zieles ist aus wissenschaftlicher Sicht nur möglich, 
wenn die Industrieländer ihre Emissionen bis 2020 um mindestens 25-40% 
und bis 2050 um mindestens 80-95% senken (gegenüber dem Stand von 
1990). Die Schweiz muss aus verschiedenen Gründen ein ambitioniertes 
Emissionsziel von 30-40% bis 2020 anstreben: als besonders wohlhabendes 
Land haben wir eine grosse Verantwortung. Unser Konsum von Gütern aus dem 
Ausland führt zu hohen versteckten (sogenannt „grauen“) Emissionen. Ver-
gleichbare Länder haben sich Ziele um 30-40% gesetzt, die wir mit Innovatio-
nen (z. B. in der Gebäudeisolation und energieeffizienten Fahrzeugen) auch 
erreichen könnten. Schliesslich haben wir ein grosses Eigeninteresse daran, 
unsere Abhängigkeit von Erdöl zu verringern und einen starken Exportsektor 
für saubere Technologien zu entwickeln.  

Zur Bewältigung der Folgekosten des Klimawandels benötigen Entwick-
lungsländer finanzielle Unterstützung von den industrialisierten Ländern, die 
für die grosse Mehrheit der Emissionen der letzten Jahrzehnte verantwortlich 
sind. Gleichzeitig ist es wichtig, eine wirtschaftliche Entwicklung ohne über-
mässigen CO2-Ausstoss zu fördern. In der Vergangenheit hat die Schweiz 
zwar überdurchschnittlich viele Finanzmittel eingesetzt, doch der Beitrag zu 
den Kopenhagener Verpflichtungen blieb bisher sehr gering. Werden die verur-
sachten Emissionen, der Wohlstand sowie vergangene finanzielle Unterstüt-
zung als Kriterien genommen, so müsste die Schweiz ca. 1% der Kopenhage-
ner Finanzmittel übernehmen. Dies entspricht pro Jahr rund 100 Mio. USD in 
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den nächsten 3 Jahren sowie schliesslich bis zu 1 Mrd. USD jährlich bis 2020. 
Durch eine verantwortungsbewusste Beteiligung an diesem internationalen 
Klima-Finanzausgleich kann die Schweiz ihre Technologieexporte fördern und 
ihr Image als umweltfreundlicher Staat verbessern. Sie hilft damit, wirksame 
Anreizsysteme zu schaffen und die nationale Verantwortung ins Zentrum zu 
rücken. Diese Gelder dürfen jedoch nicht auf Kosten der Entwicklungszu-
sammenarbeit eingesetzt werden; eine Alibiübung in Form einer Umschich-
tung der Finanzmittel ist zu vermeiden. 

Als globales Problem kann der Klimawandel nur global bekämpft werden. Eine 
funktionierende internationale Zusammenarbeit ist nötig. Um dies zu errei-
chen, ist ein vorbildliches und starkes Engagement der wohlhabenden Länder 
essentiell. Die Schweiz sollte sich in der UNO, der Weltbank und anderen rele-
vanten Organisationen noch stärker einbringen und sich mit starken Klimazie-
len als verantwortungsbewusste Partnerin präsentieren. Neben der zentralen 
Rolle der UN-Prozesse sind aber auch bilaterale Kooperationen in Betracht zu 
ziehen. Da die vielfältigen Interessen der Staaten ein starkes globales Klimare-
gime erschweren, sind bilaterale Kooperationen mit klimafreundlichen Län-
dern von besonderer Bedeutung. Besondere Chancen bieten sich beim Emissi-
onshandel und bei Technologiepartnerschaften, da hiermit Skaleneffekte, ko-
stengünstige Massnahmen und Exportmöglichkeiten genutzt werden können. 

Eine selbstbewusste Klimapolitik mit ambitionierten Zielen, angemessenen Fi-
nanzmitteln und internationalen Partnerschaften bietet für die Schweiz auch 
nach Kopenhagen innen- und aussenpolitische Chancen. Sie kann sich damit 
als umweltfreundliche und verantwortungsbewusste Nation positionieren, die 
Exportchancen der Clean-Tech-Industrie verbessern, ihre Abhängigkeit von 
fossilen Brennstoffen reduzieren und einen wirksamen Beitrag zum internatio-
nalen Klimaschutz leisten. Eine isolierte, zurückhaltende Klimapolitik ist hinge-
gen weder verantwortungsbewusst noch zukunftsfähig. 
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1  EINLEITUNG 

Ist der Kopenhagener Gipfel gescheitert? Was soll die Schweiz in dieser Situati-
on tun? Dieses Diskussionspapier versucht, Klarheit in diese grundlegenden 
Fragen zu bringen, jenseits von polemischen Argumenten. 

Das Papier fast zuerst kurz den wissenschaftlichen Kenntnisstand zusammen, 
der sich trotz der jüngsten Aufregung um wissenschaftliche Fehler nicht 
grundlegend verändert hat. Danach wird die bisherige Klimapolitik aufgearbei-
tet, sowohl international als auch in der Schweiz, um das Entstehen nationaler 
als auch globaler Streitpunkte besser zu verstehen. 

Der Hauptteil des Papiers schliesslich befasst sich mit drei Kernthemen, welche 
die Schweizer Klimapolitik in den nächsten 1-2 Jahren angehen muss: die 
Emissionsziele, die Finanzmittel sowie die Bedeutung internationaler Zusam-
menarbeit, welche an Beispielen des Emissionshandels, der Technologiekoope-
ration sowie des Grenzsteuerausgleichs erläutert wird. 

Ein grosser Dank an Anik Kohli, Petar Lalovic, Miro Meyer und weiteren Kolle-
gInnen für Kommentare und Korrekturenzu diesemDiskussionspapiers sowie 
an Pablo Padrutt für die Revision des Executive Summary. 
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2  WISSENSCHAFTLICHE GRUNDLAGEN 

Der vierte Sachstandsbericht des IPCC (Intergovernmental Panel on Climate 
Change)1, der 2007 veröffentlicht wurde, zeigt den wissenschaftlichen Kennt-
nisstand über die globale Erwärmung. In der klimatologischen Fachgemeinde 
gelten die IPCC-Berichte weithin als Konsensposition, v.a. was den Einfluss des 
Menschen auf das Erdklima betrifft.  

In den Ergebnissen der Arbeitsgruppe I werden die wissenschaftlichen Grund-
lagen des Klimawandels erläutert; In der Arbeitsgruppe II werden die aktuellen 
Kenntnisse über die Auswirkungen der Klimaänderungen dargelegt, in der Ar-
beitsgruppe III wird dann das technische und wirtschaftliche Potential zu Emis-
sionsminderungen und mögliche politische Massnahmen aufgezeigt sowie der 
Zusammenhang zwischen Nachhaltigkeit und Klimaschutz erläutert. 

 

2.1 KLIMAWANDEL UND URSACHEN 

Auf der wissenschaftlichen Seite ist man sich einig: Eine globale Klimaerwär-
mung findet statt und sie ist mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit vom Menschen 
verursacht. 

Gemäss des Berichts der Arbeitsgruppe I des IPCC2 ist eine globale Erwärmung 
des Klimas eindeutig erkennbar. Dies ist klar ersichtlich durch Beobachtungen 
der Zunahme der mittleren globalen Luft- und Meerestemperaturen, ein um-
fassendes Abschmelzen von Schnee und Eis und eines steigenden globalen 
Meeresspiegel. Empirische Beobachtungen von allen Kontinenten und nahezu 
allen Weltmeeren zeigen, dass zahlreiche natürliche Systeme durch regionale 
Klimaänderungen beeinflusst werden, insbesondere durch Temperaturanstiege. 

Die globalen Treibhausgasemissionen durch menschliche Aktivitäten sind stark 
angestiegen (verglichen mit dem vorindustriellen Zeitalter), mit einer Zunahme 
von 70% zwischen 1970 und 2004. Die atmosphärischen Konzentrationen von 
Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4) und Lachgas (N2O) haben aufgrund von 
menschlichen Aktivitäten seit 1750 merklich zugenommen und übersteigen 
nun vorindustrielle Werte bei weitem. Der globale Anstieg der CO2-
Konzentrationen ist hauptsächlich auf den Gebrauch von fossilen Brennstoffen 
zurückzuführen, einen kleineren Teil tragen Landnutzungsveränderungen bei. 
Die Zunahme der Methankonzentration hat seine Ursache überwiegend in der 
Landwirtschaft und bei der Bereitstellung von fossilen Brennstoffen. Die Zu-
nahme der Lachgas-Konzentration wird vorwiegend durch landwirtschaftliche 
Aktivitäten verursacht. 

Das Stattfinden einer Klimaerwärmung und der Mensch als Urheber davon wer-
den zwar von Klimaforschern selber nicht in Frage gestellt , doch kommt es 
vor, dass Laien und Wissenschaftler aus anderen Fachbereichen Zweifel haben. 
Während Klimaforscher die Gegenargumente (wie z.B. Einflüsse von variiender 

                                                                    

1  Pachauri & Reisinger 2007 
2  Solomon et al. 2007 
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Sonneneinstrahlung und Wasserdampf) alle widerlegen können, schaffen es 
Klimaskeptiker immer wieder in die Medien. Zuletzt Ende 2009, als private E-
Mails von Forschern der University of East Anglia veröffentlicht wurden. Zwar 
zeigten diese E-Mails gewisse unwissenschaftliche Vorgehensweisen der ent-
sprechenden Forscher auf, doch wiesen sie weder auf eine globale Klimaver-
schwörung hin, noch auf eine Fälschung von Daten. Sie geben folglich keinerlei 
Anlass zu ernsthaften Bedenken, dass die globale Erwärmung nicht stattfindet3. 

 

2.2 FOLGEN DES KLIMAWANDELS 

Die Erkenntnisse der Arbeitsgruppe II des IPCC4 umfassen sowohl die heute 
bereits erkennbaren Auswirkungen auf die Umwelt als auch die zu erwartenden 
zukünftigen Auswirkungen. Der erwartete weitere Anstieg der globalen Treib-
hausgasemissionen würden eine weiterführende Klimaerwärmung sowie weit-
reichende Veränderungen im globalen Klimasystem bewirken. Mit sehr hoher 
Sicherheit häufen sich die Veränderungen dort, wo sich die Temperaturen am 
stärksten erhöht haben, wie z. B. in der Schweiz. 

Zu den bereits heute erkennbaren Auswirkungen zählen unter anderem: Der 
Rückgang der Eis- und Schneedecke in den kalten Regionen der Erde; erhöhter 
Abfluss und früheres Erreichen des maximalen Abflusses von Gletscher oder 
Schnee gespeisten Flüssen; der Beginn des Frühlings verschiebt sich; viele 
Tier- und Pflanzenarten verschieben sich in Richtung Norden bzw. in höhere 
Lagen der Berge; zunehmende Bodeninstabilität in Permafrostgebieten; Verän-
derungen in gewissen arktischen und antarktischen Ökosystemen; sowie Ver-
änderungen des Meerwassers, die Meereslebewesen beeinflussen. 

Es wird erwartet, dass es in den hohen Breiten und feuchten tropischen Gebie-
ten mehr Niederschläge geben wird, in den trockenen Regionen jedoch weni-
ger. Überschwemmungen durch Starkregen sowie Dürreperioden werden zu-
nehmen und die Anpassungsfähigkeit vieler Ökosysteme überfordern; dies 
wird negative Auswirkungen auf die Biodiversität sowie auf die von Ökosyste-
men erbrachte Leistungen (z.B. Wasserversorgung) haben. Die Nahrungsmittel-
produktion wird durch Dürren und Überschwemmungen v.a. in den niedrigen 
Breiten reduziert werden, was etwa in Afrika und manchen Regionen Asiens zu 
zunehmendem Hunger führen wird. Küsten-Ökosysteme wie Mangrovenwälder 
sind einem besonderen Risiko ausgesetzt, ebenso Millionen von Menschen die 
die Küsten bewohnen und aufgrund des ansteigenden Meeresspiegels in ihrer 
Existenz bedroht sind. Weitergehende Auswirkungen werden beispielsweise im 
Bereich der menschlichen Gesundheit sein (zunehmende Durchfallserkrankun-
gen und die Ausbreitung von Krankheitserregern). 

Das Beratende Organ für Fragen der Klimaveränderung des Bundesrates hat 
das Wissen um die Folgen für die Schweiz bis 2050 zusammengefasst5: das 
Klima wird sich in der Schweiz bis 2050 überdurchschnittlich erwärmen: um 

                                                                    

3  RealClimate 2009 
4  Parry et al. 2007 
5  OcCC 2007 
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rund 2°C im Winter und rund 3°C im Sommer. Es ist mit einer Zunahme an 
Starkniederschlägen, Hochwassern, Murgängen und Hitzewellen zu rechnen, 
dies auch im Sommer. Der geringere Wasserabfluss und die höheren Tempera-
turen der Flüsse dürften die Jahresproduktion von Kern- und Wasserkraft sen-
ken. Eine Konkurrenzsituation um Wasser zwischen Landwirtschaft und Ener-
gieproduktion ist für trockene Sommer zu erwarten. Die Landwirtschaft wird 
tendenziell von einer leichten Erwärmung profitieren, die Zunahme an Hitze- 
und Trockenperioden wird ihr aber auch schaden. Der Wintertourismus ist von 
schmelzenden Gletschern und Rückgang an Schneefall betroffen, der Sommer-
tourismus in den Bergen könnte dagegen gewinnen. Weitere Gefahren des Kli-
mawandels bestehen bei Lebensmittelvergiftungen, Krankheiten und neuen 
Schadensfällen für Versicherungen. 

 

2.3 VORBEUGUNG DES KLIMAWANDELS 

Die Arbeitsgruppe III fasst den aktuellen Stand der Forschung zu technischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Aspekten des Klimaschutzes zusammen6. Um 
den Ausstoss an Treibhausgasen signifikant zu reduzieren, ist ein ganzes Bün-
del an Massnahmen nötig. Die wichtigsten Elemente eines solchen Massnah-
menpakets wären unter anderem: Effiziente Energieerzeugung, -verteilung und 
–nutzung (z.B. durch Kraft-Wärme-Kopplung, erneuerbare Energiequellen, Er-
satz von Kohle durch Gas, effizientere Fahrzeuge, Beleuchtung und Stromnut-
zung, bessere Wärmedämmung und Wärmerückgewinnung), Verlagerung von 
Verkehr auf die Schiene, effizientere Düngernutzung, bessere Reisanbaume-
thoden, verminderte Abholzung, Aufforstung und Forstprodukte als Ersatz für 
fossile Brennstoffe. In der Zukunft werden auch weitere Technologien vermehrt 
marktfähig werden und könnten somit die oben genannten Massnahmen un-
terstützen. 

Die Massnahmen (um die Temperaturerhöhung auf 2 bis 2,4°C zu begrenzen) 
würden im teuersten Fall das jährliche weltweite Wirtschaftswachstum nur ge-
rade um 0,12% reduzieren, dies aber mit teils erheblichen regionalen Unter-
schieden. Um dieses Ziel zu erreichen, müsste die Wende bei der Emission von 
Treibhausgasen ausserdem spätestens im Jahr 2015 eingeleitet werden, bis 
zum Jahr 2050 müssten die globalen Treibhausgasemissionen um 50 bis 85 % 
reduziert werden, sowie diejenigen in Industrieländer um 80-95%. 

Kurz vor dem Erscheinen des IPCC-Berichtes wurde 2006 der Stern-Report7 

veröffentlicht: Der Bericht des ehemaligen Weltbank-Chefökonomen unter-
suchte im Auftrag der britischen Regierung die Kosten der globalen Erwär-
mung. Der renommierte Wirtschaftswissenschaftler kam zum Schluss, dass ein 
effektiver Klimaschutz nur etwa ein Prozent der weltweiten Wirtschaftsleistung 
kosten würde, ein weitergehender Klimawandel aber etwa 5-20 Mal so viel. 
Daraus ergibt sich die wirtschaftliche Notwendigkeit für bedeutenden Klima-
schutz. Der Stern-Report wurde von einigen Ökonomen kritisiert, die aufgrund 

                                                                    

6  Metz et al. 2007 
7  Stern 2006. 
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verschiedener Annahmen8 zum Schluss kommen, dass nur beschränkte Mass-
nahmen zur Bekämpfung des Klimawandels ökonomisch sinnvoll sind.  

                                                                    

8  Andere Annahmen sind u.a. geringere Folgekosten des Klimawandels und höhere Reduktionskosten. Der 
bekannteste Kritiker ist der amerikanische Ökonom William Nordhaus, der eine tiefe CO2-Steuer fordert (Nordhaus 
2007). 



 

 

3  KLIMAPOLITIK 

Im Folgenden werden die bisherige internationale als auch die schweizerische 
Klimapolitik diskutiert. Dies dient als Grundlage für die Diskussion der Optio-
nen in der Schweizer Klimaaussenpolitik. 

 

3.1 INTERNATIONALE KLIMAPOLITIK 

Der Grundstein für die heutige Klimapolitik wurde 1992 in Rio gelegt, wo die 
Klimarahmenkonvention (UNFCCC)9 verabschiedet wurde. Darin verpflichteten 
sich die Industrieländer zu Massnahmen zur Emissionsreduktion sowie zur Un-
terstützung der Entwicklungsländer bei der Anpassung an den Klimawandel 
und dessen Bekämpfung. Die Unterzeichnerstaaten der Klimakonvention tref-
fen sich seit 1995 jährlich zu Konferenz der Vertragsparteien. 

1997 wurde mit der Verabschiedung des Protokolls von Kyoto10 die Klimapoli-
tik im Rahmen der UNO weiter konkretisiert. Das Kyoto-Protokoll legt Redukti-
onsziele für Industriestaaten bis zur Periode 2008-2012 fest (durchschnittlich 
5 Prozent Reduktion gegenüber 1990). Das Protokoll wurde bis heute von fast 
allen Staaten weltweit ratifiziert. Die einzige namhafte Ausnahme bilden die 
USA, welche vor allem kritisierten, dass die Entwicklungsländer unter Kyoto 
keine Verpflichtungen eingehen müssen. 

Este Schritte für die Formulierung einer international koordinierten Klimapolitik 
nach 2012 wurden 2005 eingeleitet. Ende 2007 gelang unter dem Eindruck des 
neusten IPCC-Berichtes und des Stern-Reports an der Konferenz in Bali ein 
Durchbruch: im Bali Action Plan11 wurden die Grundthemen und der Fahrplan 
der künftigen Verhandlungen für ein globales Klimaschutzabkommens in Ko-
penhagen festgelegt. Im gleichen Zeitraum begannen auch die wichtigsten 
Staatschefs der Welt, sich mit dem Klimawandel zu befassen. 

Nach dem Regierungswechsel in den USA Ende 2008 veränderte sich auch des-
sen Klimapolitik: die skeptische Haltung unter Präsident Bush änderte sich un-
ter Präsident Obama. Dadurch erhielten die Erwartungen an die Kopenhagener 
Konferenz weiteren Aufschwung, da eine progressive Haltung der USA als einer 
der Kernpfeiler des Erfolgs angeschaut wurde. Tatsächlich wurde ein nationales 
Klimagesetz initiiert, das zwar Mitte 2009 das Repräsentantenhaus12 aber bis 
heute noch nicht den US-Senat passiert hat. 

Der Wandel in der US-Aussenpolitik zeigte sich auch am G8-Gipfel Mitte 2009 
in L‘Aquila: Die Gruppe der acht führenden Industrienationen einigte sich auf 
eine Begrenzung der Erderwärmung auf 2°C sowie eine Reduktion der eigenen 
Treibhausgasemissionen bis 2050 um 80%13. Allerdings konnten die anwesen-

                                                                    

9  UNFCCC 1992 
10  UNFCCC 1997 
11  UNFCCC 2007 
12  US House of Representatives 2009.  
13  G8 2009 
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den Schwellenländer nicht davon überzeugt werden, dass die globalen Emis-
sionen im gleichen Zeitraum um 50% zurückgehen müssen. Diese Tatsache 
sowie die schleppenden Verhandlungen unter dem Bali Action Plan liessen Fra-
gen über das Scheitern der Kopenhagener Konferenz aufkommen. 

Die Klimakonferenz in Kopenhagen endete nach schwierigen Verhandlungen 
lediglich mit einer nicht rechtlich verbindlichen Vereinbarung, dem Copenha-
gen Accord14. Dieser enthält einige Kernelemente der künftigen globalen Kli-
mapolitik: das 2-Grad-Ziel, die Notwendigkeit von überprüfbaren Massnahmen 
sowohl in Industrie- als auch in Entwicklungsländern, kurz- und mittelfristige 
Finanzmittel, ein neuer Technologiemechanismus sowie ein neuer UN-
Finanzierungsfonds. Als grosses Minus des Accords steht das Fehlen globaler 
und nationaler Emissionsziele da. Zwar haben Ende Januar die meisten Staaten 
ihre Emissionsziele bis 2020 unter dem Copenhagen Acccord angekündigt15, 
aber die Ziele sind nicht rechtlich bindend. 

Die Kopenhagener Konferenz wurde als Zeichen der aufsteigenden Bedeutung 
der Schwellenländer gedeutet, aber auch als mögliche Veränderung im Ansatz: 
die Hauptemittenten USA und China haben klar gemacht, dass sie sich nicht zu 
international verbindlichen Emissionszielen verpflichten wollen16. Damit be-
steht die Möglichkeit, dass das globale Klimaregime auf ein fragmentiertes Sy-
stem hinausläuft17, in dem nur einige Staaten internationale Verpflichtungen 
eingehen, andere Staaten aber ihre unilateralen Massnahmen und Finanzzusa-
gen nur ankündigen und diese Ankündigungen danach international auf ihre 
Wirkung und Erfüllung überprüfen lassen. Ein nicht streng hierarchisches Kli-
maregime (mit nationalen statt auf UN-Ebene festgelegten Zielen) muss nicht 
zwangsläufig weniger ambitioniert sein. Eine neue Studie18 zeigt, dass viele 
Länder seit Kopenhagen verstärkte Anstrengungen im Klimaschutz unternom-
men haben.  

 

3.2 SCHWEIZER KLIMAPOLITIK 

Die Schweiz hat die UNO-Rahmenkonvention von 1992 unterschrieben und 
sich 1997 in Kyoto für die Periode 2008-2012 zu einer Reduktion der Treib-
hausgasemissionen um 8% gegenüber dem Stand von 1990 verpflichtet. Das 
von der Verhandlungsdelegation in Kyoto unterschriebene Protokoll wurde 
dann 2003 auch vom Parlament ratifiziert.  

Um die Kyoto-Ziele zu erreichen, erarbeitete die Schweiz ein CO2-Gesetz, mit 
dem eine Reduktion der CO2-Emissionen um 10% bis 2008-2012 angestrebt 
wurde19. Als primäres Mittel wurden freiwillige Massnahmen der Wirtschaft 

                                                                    

14  UNFCCC 2009 
15  UNFCCC 2010a 
16  Sterk et al. 2010: 32 
17  Sterk et al. 2010: 37-38 
18  Lee et al. 2010 
19  Bafu 2010a 
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vorgesehen. Nur falls diese nicht die gewünschte Wirkung erzielen, sollten 
Lenkungsabgaben erhoben werden.  

Tatsächlich konnten die CO2-Emissionen nicht wesentlich gesenkt werden. Das 
Parlament beschloss daher die Einführung einer neuen CO2-Abgabe auf Brenn-
stoffe, die auf Anfangs 2008 eingeführt wurde, und deren Einnahmen an Be-
völkerung (über einen Abzug bei den Krankenkassenprämien) und Wirtschaft 
zurückerstattet werden. Die Abgabe betrug zuerst 12 CHF pro Tonne CO2 und 
wurde wie im Gesetz vorgesehen auf Anfang 2010 auf 36 CHF/t CO2 erhöht.20 

Bei den wachsenden Treibstoff-Emissionen dagegen konnte sich das Parlament 
nicht auf eine Abgabe einigen. Stattdessen wurde der privaten Stiftung Klima-
rappen, einer Initiative von Seiten der Erdölindustrie, der Auftrag gegeben, bis 
und mit 2012 9 Mio. Tonnen CO2 primär im Ausland zu reduzieren21. Zur Fi-
nanzierung dieser Massnahmen erhoben die Treibstoffimporteure eine kleine 
Abgabe von 1,5 Rappen pro Liter Benzin.  

Da die Erreichung des Kyoto-Ziels trotz Lenkungsabgaben nicht gesichert war, 
gab der Bundesrat Anfang 2009 dem Klimarappen den Auftrag, zusätzliche 3 
Mio. Tonnen CO2 im Ausland zu reduzieren22. Der Klimarappen scheint seine 
Verpflichtungen zu erfüllen, allerdings haben Umweltverbände wiederholt an 
der Wirksamkeit des Klimarappens und dessen Beitrag zu Reduktionen im 
Treibstoffbereich gezweifelt23. 

2009 entschloss das Parlament, pro Jahr einen Drittel der CO2-Abgabe (aber 
maximal 200 Millionen Franken) nicht mehr zurückzuerstatten, aber für klima-
freundliche Gebäuden (Sanierungen, erneuerbare Energien) einzusetzen24, da 
hier ein grosses kostengünstiges Reduktionspotential besteht.  

Als weitere Massnahme wollen Bundesrat und Parlament den Bau neuer Gas-
kombikraftwerke an die Vorlage, dass die CO2-Emissionen vollständig kom-
pensiert werden müssen. Während der Bundesrat dafür plädiert, dass maximal 
die Hälfte im Ausland kompensiert werden kann, möchte der Ständerat alles im 
Inland kompensieren25. Der Nationalrat einigte sich in der Sommersession 
2010 auf den Kompromiss einer 70%-Inlandkompensation. 

Für die Zeit nach 2012 laufen seit 2 Jahren die Vorbereitungen für die Revision 
des CO2-Gesetzes. Der Bundesrat schlug dabei zwei Varianten vor26: erstens 
eine Reduktion der Treibhausgase um 50% bis 2020 und vollkommene Klima-
neutralität bis 2030; dabei dürften unbeschränkt Auslandsmassnahmen ange-
rechnet werden. Zweitens, eine Reduktion von 20-30% bis 2020, wobei das 
höhere Ziel nur angestrebt werden soll, falls andere Industrie- und Schwellen-
länder ebenfalls namhafte Beiträge beschliessen. Bei dieser der EU-Politik ent-

                                                                    

20  Bafu 2009a 
21  Vertrag zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Stiftung Klimarappen 2005 
22  Vertrag zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Stiftung Klimarappen 2009 
23  Siehe u.a. Allianz für eine verantwortungsvolle Klimapolitik 2007 
24  Bafu 2010b 
25  Parlament 2010 
26  Bafu 2008 
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sprechenden Position dürften höchstens die Hälfte der Reduktionen im Ausland 
reduziert werden. 

In der Vernehmlassung hatte nur die zweite Variante eine Chance. Umweltver-
bände forderten weit höhere Reduktionen (mindestens 40% im Inland sowie 
zusätzliche Auslandsmassnahmen); Wirtschaftsverbände dagegen wollten ge-
ringe bis gar keine Massnahmen sehen. Der Bundesrat einigte sich daher auf 
das Anstreben der 20/30%-Variante27, die auch (unter Vorbehalt der parlamen-
tarischen Zustimmung) als Schweizer Beitrag zum Copenhagen Accord einge-
reicht wurde28. 

Der Nationalrat verschärfte  Anfang Juni 2010 die Ziele weiter : neu sollen 20% 
ausschliesslich im Inland reduziert werden, während der Bundesrat die Kompe-
tenz erhält, auf bis zu 40% zu erhöhen, wobei maximal 75% der zusätzlichen 
Reduktionen (also 15 der 40%) im Ausland erzielt werden dürfen. Der National-
rat konnte sich aber weder auf weitergehende CO2-Lenkungsabgaben einigen, 
noch auf den Vorschlag des Bundesrats, wie die EU die durchschnittliche Effi-
zienzvorgabe für Neuwagen auf 130g/km bis 2015 zu senken. Ohne diese 
Massnahmen ist aber das 20%-Inland-Ziel nicht erreichbar. Der Ständerat 
müsste also weitere Massnahmen beschliessen, um das 20%-Inland-Ziel zu 
ermöglichen. 

Durch die globalen Ursachen und Folgen des Klimawandels ist Schweizer Kli-
mapolitik immer auch Aussenpolitik. Im Folgenden werden drei Themen ge-
nauer behandelt, die aus aussenpolitischer Sicht von besonderer Bedeutung 
sind: Emissionsziele, Finanzmittel sowie internationale Zusammenarbeit. 

                                                                    

27  Bafu 2009b 
28  Bafu 2010c, UNFCCC 2010a 
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4  EMISSIONSZIELE 

Der wichtigste Kernpfeiler in der Klimaaussenpolitik jedes Landes sind die 
Emissionsziele. Während konkrete nationale Massnahmen oder Finanzierungs-
instrumente nur selten international in den Medien diskutiert werden, sind die 
Emissionsziele im Kern des Rampenlichtes. Zurzeit werden besonders das mit-
telfristige Ziel für das Jahr 2020 und das langfristige Ziel für 2050 thematisiert.  

Die Schweiz hat sich für die Periode 2008-2012 im Rahmen des Kyoto-
Protokolls zu einer 8-prozentigen Reduktion der Treibhausgasemissionen ge-
genüber dem Niveau von 1990 verpflichtet29. 

Im letzten IPCC-Report wurde abgeschätzt, welche Reduktionen notwendig 
wären, um die Stabilisierung der Treibhausgaskonzentration in der Atmosphäre 
auf 450ppm30 und die Beschränkung der globalen Erwärmung auf 2-2.4°C an-
zustreben.  

Wenn das in Kopenhagen beschlossene 2-Grad-Ziel erreicht werden soll, 
müssten daher die Industrieländer ihre Treibhausgasemissionen bis 2020 um 
mindestens 25-40% und bis 2050 um mindestens 80-95% gegenüber dem 
Stand von 1990 reduzieren31. Zusätzlich müssten die Emissionen der grösseren 
Entwicklungs- und Schwellenländer deutlich unter die projizierte Entwicklung 
gebracht werden32.  

 

4.1 VERPFLICHTUNG ANDERER LÄNDER 

Die wichtigsten Industriestaaten haben im Rahmen eines G8-Treffens schon 
Mitte 2009 eine 80%-Reduktion der Treibhausgase bis 2050 beschlossen33.  

Die grösseren Meinungsunterschiede ergeben sich bezüglich der mittelfristigen 
Ziele bis 2020. Die EU ist international vorangegangen und hat schon Ende 
2008 gesetzlich ein 20%-ige Senkung der Treibhausgasemissionen bis 2020 
gegenüber 1990 beschlossen34. Bei einem internationalen Abkommen ist sie 
bereit, auf 30% zu erhöhen. Dies ist allerdings die Verpflichtung der Gesamt-
EU, inklusive der ehemaligen Ostblockländer. Reichere EU-Länder streben weit 
höhere Ziele an: Grossbritannien -34% (bis -42% bei internationalem Abkom-
men), Deutschland -40% und Schweden ausserhalb des Emissionshandelssy-
stem auch -40%.35 

                                                                    

29  Bafu 2010a 
30  ppm = parts per million = Teile per Million Teile in der Atmosphäre. Hier verstanden als Anzahl CO2-
Moleküle per Million Luftmoleküle als Gradmesser der Treibhausgaswirkung. Die Wirkung anderer Treibhausgase 
wird dabei auf CO2 umgerechnet. 
31  Gupta et al. 2007 
32  Eine neuere Studie der IPCC-Hauptautoren (Den Elzen & Höhne 2008) geht von einer 15-30% Abweichung 
vom Normalemissionspfad bis 2020 aus, um das 450ppm-Szenario erreichen zu können. 
33  G8 2009 
34  EU 2010 
35  DECC 2009, Guardian 2009, UBA 2009, SEPA 2009 
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Neben der EU wollen auch andere Industrieländer die wissenschaftliche Vorga-
be von -25-40% bis 2020 erfüllen: Norwegen möchte 40% reduzieren und Ja-
pan 25%36. Auch in Kanada hat eine der beiden Parlamentskammern im Mai 
2010 ein 25%-Reduktionsziel bis 2020 verabschiedet37. Zu den zögernden In-
dustrienationen zählen die USA, Australien und Neuseeland, die alle ihre Emis-
sionen um weniger als 25% gegenüber 1990 reduzieren möchten38. 

Auch die wichtigsten Schwellenländer streben (international nicht bindende) 
Ziele an, die sich in etwa39 an die wissenschaftlichen Vorgaben halten: China 
und Indien planen, ihre Emissionsintensität (CO2-Emissionen im Verhältnis zur 
Wertschöpfung) bis 2020 gegenüber dem Wert von 2005 senken: China um 
40-45% und Indien um 20-25%. Brasilien möchte seine Emissionen um 36-39% 
gegenüber dem Referenzfall reduzieren, Südafrika um 34%, Indonesien um 
26%, Mexiko und Südkorea je um 30%40. Die meisten Schwellenländer machten 
diese Ziele unter der Bedingung finanzieller und technologischer Unterstüt-
zung. 

 

4.2 GRÜNDE FÜR EINE HOHES EMISSIONSZIEL DER SCHWEIZ  

Mindestens 6 Gründe sprechen dafür, dass die Schweiz sich ein Ziel in Rich-
tung 40% oder höher setzen soll: 

1. Es ergibt sich schlicht die wissenschaftliche Notwendigkeit einer solchen 
Reduktion, falls eine Erwärmung von 2 Grad-Ziel nicht überschritten werden 
soll (siehe oben). Nur wenn alle Industrieländer bis 2020 40% der Emissionen 
reduzieren, ist die Erreichung des 2-Grad-Zieles realistisch. 

2. Einsparungen im Inland bringen nicht nur Kosten mit sich, sondern auch 
erhebliche Nutzen. Die Einsparung von CO2 verringert die Abhängigkeit von 
ausländischem Öl, und durch die Entwicklung klimafreundlicher Technologien 
entstehen Arbeitsplätze im zukunftsträchtigen Clean-Tech-Sektor. Wenn die 
internationale Gemeinschaft tatsächlich längerfristig die CO2-Reduktionen an-
strebt, die ein 2-Grad-Ziel bedingt, so werden sich für Schweizer Firmen be-
deutende Exportchancen ergeben, wenn die Schweiz frühzeitig auf einen emis-
sionsarmen Pfad einschwenkt41. Florierende, innovative Industrien entstehen 
meist an Standorten, an denen auch eine anspruchsvolle inländische Nachfrage 
besteht42. 

                                                                    

36  UNFCCC 2010a 
37  Point Carbon 2010, Toronto Star 2010 
38  UNFCCC 2010A 
39  Siehe Den Elzen & Höhne 2008. Die Analyse ist schwierig, besonders die Festlegung des Normalemissi-
onspfades. 
40  UNFCCC 2010b 
41  Für die Chancen der Clean-Tech-Branche siehe z. B. UNEP/ILO/IOE/ITUC 2008, SwissCleantech 2009, Les-
ser 2010 
42  Siehe Porter 1990 für innovative Industrien im Allgemeinen, sowie Newell et al. 1999 und Popp 2002 für 
empirische Beispiele, wie Innovation über die umweltpolitische Erhöhung von Energiepreisen erreicht wurde. 
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3. Die Schweiz zählt zu den reichsten Industriestaaten (Bruttosozialprodukt von 
64'300 USD pro Kopf im Jahr 2008, im Vergleich zu durchschnittlich 44'000 
USD in anderen Industriestaaten und 34‘000 USD in allen Annex-1-Ländern43), 
und müsste daher eher einen grösseren Teil der Verantwortung innerhalb der 
Industriestaaten übernehmen. 

4. Die Schweiz verursacht etwa 75-180% mehr Emissionen als nur jene im In-
land, wenn die Flüsse der importierten und exportierten Waren berücksichtigt 
werden44. Die Verantwortung für diese "grauen" Emissionen, die bei der Pro-
duktion in anderen Ländern entstehen, kann die Schweiz mit Auslandsmass-
nahmen wahrnehmen - entweder indem ein höheres Emissionsziel inkl. Zukauf 
von Auslandszertifikaten angenommen oder zusätzliche Finanzmittel für Ent-
wicklungsländer bereitgestellt werden.  

5. Länder im gleichem Kulturkreis und mit ähnlicher Umweltsensibilität 
(Deutschland, Schweden, Norwegen) streben ambitiöse Reduktionen (30-40% 
an). Auch die wichtigsten Schwellenländer haben Massnahmen angekündigt. 
Die Schweiz läuft Gefahr, ihre Vorbildfunktion45 und Glaubwürdigkeit im inter-
nationalen Umweltschutz zu verlieren, wenn sie nicht nachzieht. Ein Zögern 
könnte die Rolle der Schweiz als internationale Vermittlerin gefährden. 

6. Im internationalen Vergleich entsteht in der Schweiz ein über-
durchschnittlich grosser Teil der Emissionen im Gebäudesektor (ca. 30%). Dies 
ist der Sektor, in dem laut IPCC46 das grösste kostengünstige (oder sogar ge-
winnbringende) Einsparpotential liegt. Die Schweiz könnte daher ihre Emissio-
nen stärker zu gleichen Kosten senken als andere Länder. 

 

4.3 GRÜNDE FÜR EIN TIEFES EMISSIONSZIEL DER SCHWEIZ  

Folgende Argumente sprechen dafür, dass die Schweiz ein, verglichen mit an-
deren fortschrittlichen Ländern in der EU, eher tiefes Emissionsziel (25-30% 
oder tiefer) annehmen sollte: 

1. In Kopenhagen wurde noch kein internationales Abkommen mit bindenden 
Emissionszielen erreicht. Daher kann die Schweiz nicht sicher sein, ob die an-
deren Länder ihre Ankündigungen auch in die Tat umsetzen. Ein gangbarer 
Weg in dieser Lage ist es, ein tieferes Emissionsziel (25-30%) unilateral einzu-
gehen, und bei positiven internationalen Entwicklungen auf 40% zu erhöhen. 

2. Die Schweiz weist im Vergleich zu anderen Industrieländern relativ tiefe 
CO2-Emissionen im Inland auf47. Angesichts der massiven Importe von ener-
gieintensiven Produkten (siehe Punkt 3 bei den Gründen für hohe Ziele) ist dies 

                                                                    

43  World Bank 2010 
44  Jungbluth et al. 2007, Hertwich & Peters 2009. 
45  Siehe z. B. Emerson et al. 2010 oder GEF EO 2010: 41. 
46  Barker et al. 2007 
47  WRI 2010.  
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noch kein Grund für eine tiefere Verantwortung, es wirft aber die Frage auf, ob 
die Schweiz nicht einen Teil der Reduktionen im Ausland erzielen soll (siehe 
Kapitel 7) 

3. Die Schweiz hat es im Vergleich zu anderen Ländern wie Schweden oder 
Deutschland seit 1990 kaum geschafft, ihre CO2-Emissionen zu reduzieren48. 
Daher dürfte ein ambitioniertes Emissionsziel ab 30% eher schwierig zu errei-
chen sein als für andere Länder. Dies ist ein Argument aus Sicht des schweize-
rischen Eigeninteressens, kann aber nicht als Argument für geringere Verant-
wortung verwendet werden, da sich die Schweiz ja wie andere Industrieländer 
in Kyoto zu einer Reduktion gegenüber 1990 verpflichtet hat. Ausserdem be-
steht aufgrund der wenigen Massnahmen in der Vergangenheit noch ein 
grosses Potential: Eine inländische Reduktion von 15-35% bis 2030 dürfte so-
gar gesamtwirtschaftlich gewinnbringend sein49.  

4.4 FAZIT ZUM EMISSIONSZIEL 

Die Schweiz sollte sich aufgrund des G8-Beschlusses im 2009 ohne Probleme 
ein Reduktionsziel von 80-95% bis 2050 setzen können. Schwieriger ist die 
Bestimmung eines Zieles bis 2020 

Die Argumente für ein hohes bzw. tiefes Emissionsziel bis 2020 zeigen auf, 
dass grundsätzlich die Argumente für ein hohes Emissionsziel überwiegen. Be-
sonders aus Sicht des schweizerischen Anteils an der globalen Verantwortung 
müsste das Emissionsziel -40% bis 2020 betragen. Aber auch Eigeninteressen 
wie die verringerte Abhängigkeit von Öl und besonders die Entwicklung einer 
klimafreundlichen ("Clean Tech") Industrie sprechen für ein hohes Emissions-
ziel. Zudem droht die Schweiz ihr umweltfreundliches Image zu verlieren, wenn 
sie im Klimabereich nicht mit Deutschland und den skandinavischen Staaten 
nachzieht. Eine Orientierung an Staaten mit eher tiefem Umweltbewusstsein 
(wie z.B. den USA) ist sowohl innen- als auch aussenpolitisch fragwürdig.  

Trotz all dieser Argumente für ein hohes Emissionsziel besteht ein gewisser 
Vorbehalt, da nicht alle Länder zu internationalen Verpflichtungen innerhalb 
eines Abkommens bereit sind. Die Schweiz könnte die Strategie der EU und von 
Norwegen kopieren: Unilateral nicht das Maximalziel anstreben und bei inter-
nationalem Konsens auf höhere Ziele umschwenken. Damit sichert die Schweiz 
gewisse Eigeninteressen ab und setzt Anreize für andere Länder. Angesichts 
des schweizerischen Bruttosozialproduktes pro Kopf und der wissenschaftli-
chen Notwendigkeit müsste allerdings das Emissionsziel mindestens 30% 
betragen und bei Fortschritt auf internationaler Ebene auf 40% erhöht werden. 
Somit würde sich die Schweiz an den ähnlich reichen und umweltbewussten 
Norwegern und Schweden orientieren, und nicht an der Gesamt-EU, die ein 
wesentlich geringeres Bruttosozialprodukt und Umweltbewusstsein aufweist.  

Um unerwartet hohen Kosten vorzubeugen, sollte sich die Schweiz vorbe-
halten, ergänzend zu Inlandmassnahmen auch Klimaschutzprogramme im 

                                                                    

48  EEA 2009 
49  Die Reduktionspotentiale nach McKinsey 2009 mit dem Schweizer CO2-Level von 1990 (52.71 Mio. t CO2 
verglichen).  
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Ausland als Reduktionsleistung anzurechnen. Es ist jedoch sinnvoll, ausländi-
sche Massnahmen nur ergänzend zu den inländischen zu verwenden, um die 
internationale Glaubwürdigkeit sowie den Aufbau einer exportfähigen Klima-
schutzbranche nicht zu gefährden. Ein Inlandreduktionsziel von mindestens 
20-25% bis 2020 (wie es der Nationalrat vorschlägt) scheint sowohl technolo-
gisch machbar als auch ökonomisch tragbar bis gewinnbringend zu sein. Mehr 
zu den Vor- und Nachteilen von Auslandsmassnahmen im Kapitel 6. 



 

 

5  FINANZMITTEL FÜR ENTWICKLUNGSLÄNDER 

Industrieländer haben aufgrund ihrer historisch hohen Emissionen (absolut und 
pro Kopf) eine besondere Verantwortung50. Entwicklungsländer dagegen haben 
in der Vergangenheit wenig emittiert, und stossen auch heute pro Kopf viel 
weniger aus als Industrieländer. Absurderweise haben sie die Hauptlast der 
Folgen des Klimawandels zu tragen. 

Finanzmittel für Entwicklungsländer werden aus zwei Gründen benötigt51: er-
stens, damit sich Entwicklungsländer an die Folgen der Klimaerwärmung an-
passen können, und zweitens, damit ein emissionsarmer Entwicklungspfad 
eingeschlagen werden kann.  

Die Zahlungen für Anpassungsmassnahmen folgen dem Polluter-Pays-
Principle: die Industrieländer haben historisch viel CO2 ausgestossen, ohne 
bisher für die Folgekosten aufzukommen. Entwicklungs- und Schwellenländer 
emittieren noch heute pro Kopf einen Bruchteil der Emissionen der Industrie-
länder, und haben doch die Hauptlast der Folgen zu tragen52: aufgrund ihres 
geringen Wohlstandes können sie sich kaum an die Folgen des Klimawandels 
anpassen und sind viel stärker auf lokale natürliche Ressourcen (Wasser, Land 
usw.) angewiesen. Gewisse Inselstaaten in Entwicklungsländern drohen sogar, 
durch Anstieg des Meeresspiegels, ganz von der Landkarte zu verschwinden. 

Die Zahlungen für die Vorbeugung des Klimawandels (Limitierung von CO2-
Emissionen) dagegen sind nötig, um Entwicklungs- und Schwellenländer zu 
einer klimafreundlichen Entwicklung zu bewegen. Dieser Anreiz ist absolut 
notwendig für einen globalen Klimaschutz: während die Industrieländer für ei-
nen Grossteil der vergangenen CO2-Emissionen verantwortlich sind, stossen 
heute Entwicklungs- und Schwellenländer die Mehrheit an CO2-Emissionen 
aus53. Zudem steigen die Emissionen der Entwicklungs- und Schwellenländer 
weiter stark an. 

Verschiedenste Studien haben den Bedarf an internationalen Finanzmitteln für 
den Klimaschutz in Entwicklungs- und Schwellenländern (sowohl Anpassung 
als auch Vorbeugung) abgeschätzt. Die Zahlen bewegen sich alle um 100-250 
Mrd. USD pro Jahr bis 203054. 

 

5.1 VERHANDLUNGEN UND ANKÜNDIGUNGEN ANDERER LÄNDER  

In der UNO-Rahmenkonvention von 1992 wurde vereinbart, dass die Industrie-
ländern alle Zusatzkosten übernehmen, die den Entwicklungsländer durch die 

                                                                    

50  Siehe z. B. Müller et al. 2009 
51  Auch Industrieländer benötigen selbstverständlich Finanzmittel. Es wird aber davon ausgegangen, dass 
diese ihre eigenen Mittel bereitstellen bzw. zwar Mittel von internationalen Finanzierungsinstrumenten erhalten, 
aber weniger als sie selber in diese einzahlen (siehe dazu z. B. der Schweizer Vorschlag für eine internationale CO2-
Steuer, der allerdings in den Verhandlungen keine Chancen hat) 
52  WRI 2010a für die Emission pro Kopf, Parry et al. 2007 für die Folgen 
53  PBL 2009, Müller et al. 2009 
54  UNFCCC 2008, World Bank 2009, Roberts et al. 2010 
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Konvention entstehen: für nationale Berichterstattung und für Klimaschutz-
massnahmen. Als Verwalter der Gelder wurde - wie für andere UNO-
Umweltkonventionen - die Global Environment Facility (GEF) bestimmt, die bis 
heute über 2.5 Mrd USD für Massnahmen in Entwicklungsländern (vor allem für 
Emissionsminderungen) investiert hat55. 

Entwicklungsländer haben die GEF immer wieder kritisiert als zu langsam und 
zu stark von den Interessen der Industrieländer geleitet. Sie fordern einen neu-
en Finanzmechanismus innerhalb der UN. Zudem haben sie wiederholt eine 
Erhöhung der Mittel gefordert. So entstand vor Kopenhagen die Forderung der 
G77, dass die Industrieländer bis 2020 0.5-1% ihres Bruttosozialproduktes, 
also mind. etwa 200 Mrd. USD für den Klimaschutz bereit stellen sollen56. 

Industrieländer dagegen haben wiederholt betont, dass sie mit bestehenden 
Institutionen arbeiten möchten: mit der GEF, aber auch mit der Weltbank, die 
noch stärker geberorientiert ist als die GEF. Zudem haben sie klargemacht, 
dass Finanzmittel an Massnahmen der Entwicklungsländer geknüpft werden 
sollen. Sie sehen zudem weit geringere Mittel vor: so spricht die EU von 22-50 
Mrd. Euro pro Jahr bis 202057. 

In Kopenhagen Ende 2009 fanden die Staatschefs eine Einigung zu den Fi-
nanzmitteln: in den Jahren 2010-2012 sollen durchschnittlich 10 Mrd. USD an 
zusätzlichen Mitteln von Industrie- an Entwicklungsländer fliessen, bis 2020 
sollen die Finanzmittel jährlich 100 Mrd. USD betragen58. Des Weiteren einigten 
sich die Staaten im Copenhagen Accord auf die Schaffung des Copenhagen 
Green Climate Fund als neuen UN-Finanzierungsmechanismus neben der GEF. 
Damit ist ein wichtiges Anliegen der Entwicklungsländer erfüllt, auch wenn der 
Copenhagen Accord offen lässt, wie viel der zukünftigen Mittel tatsächlich 
durch diesen neuen Fonds fliessen, und wie viel durch bilaterale oder andere 
multilaterale Kanäle (z.B. GEF, Weltbank). 

Mehrere Staaten haben ihren Beitrag zu den Finanzmitteln in den nächsten 3 
Jahren angekündigt. Die Hauptgeber sind die EU (rund 2.4 Mrd. Euro pro Jahr) 
& Japan (rund 5 Mrd. USD pro Jahr). Pro Jahr betragen die Zusagen insgesamt 
etwa 8 der angestrebten 10 Mrd USD59.  

Entwicklungsländer bemängeln, dass die Mittel mehrheitlich nicht "neu und 
zusätzlich" zu bisherigen Geldmitteln sind, was auch unabhängige Quellen be-
stätigen60. Die Bestimmung, wie viele der Gelder "neu und zusätzlich" sind, ist 
schwierig, da eine klare internationale Definition für "neu und zusätzlich" 
fehlt61. 

                                                                    

55  GEF 2009a 
56  Für eine Übersicht der Positionen der verschiedenen Länder, siehe WRI 2009 
57  European Commission 2009 
58  Allerdings lässt die Formulierung "privat und öffentlich" offen, wie viel dieser 100 Mrd. USD über CO2-
Märkte (und somit zum Zweck der Erreichung von Emissionszielen des Nordens) fliessen und wie viel über öffentli-
che Finanzmittel (siehe Roberts et al. 2010).  

59  Siehe WRI 2010b 
60  Siehe WRI 2010b 
61  Siehe Moncel et al. 2010, Stadelmann et al. 2010  
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5.2 SCHWEIZER BEITRAG 

In der Vergangenheit hat die Schweiz einen überdurchschnittlich grossen 
Beitrag zu den offiziellen Finanzmitteln der Klima-Rahmenkonvention gelei-
stet. So betrug der Schweizer Beitrag an der vierten Auffüllung des GEF etwa 3% 
der Gesamtmittel62, obwohl die Schweiz nur ca. 1% des Bruttosozialproduktes 
der beitragspflichtigen Industrieländer erwirtschaftet. Auch an den zwei Spezi-
alfonds der UN-Rahmenkonvention, dem Special Climate Change Fund und 
dem Least Developed Countries Funds, hat die Schweiz einen wesentlichen Bei-
trag geleistet. 

Dagegen hat die Schweiz bisher nur einen bescheidenen Beitrag zu den Ko-
penhagener Geldmitteln angekündigt: der Bundesrat hat Ende September 2010 
in seiner Botschaft zur Erhöhung der Entwicklungshilfe einen Beitrag der 
Schweiz zu den Kopenhagener Finanzmittel von ca. 47 Mio CHF pro Jahr für die 
Periode 2010-2012 vorgeschlagen (Bundesrat 2010). Wenn dieser Betrag vom 
Parlament abgesegnet wird, so entspricht dies ca. 0.5% der globalen Mittel. 

Was wäre ein angemessener Beitrag? In den Klimaverhandlungen werden immer 
wieder zwei Kriterien für das Teilen der finanziellen Last genannt: Verantwort-
lichkeit und "Kapazitätt". Als drittes Kriterium könnten auch übliche Anteile an 
Finanzmitteln berücksichtigt werden, was in etwa die Erwartungshaltung an die 
Geberländer widerspiegelt. Im Folgenden wird der Schweizer Beitrag anhand 
dieser drei Kriterien untersucht. 

-  Unter Verantwortlichkeit versteht man meist die Treibhausgasemissionen. 
Der Anteil der Schweizer Inlandemissionen an den Emissionen aller Indu-
strie- und Transitionsländer betrug 2006 ca. 0.3%.Werden die importierten 
und exportierten Emissionen in Betracht gezogen, so betrüge der Schweizer 
Anteil an den Emissionen bis zu 0.7%.63. 

-  Unter "Fähigkeit" meint man die Möglichkeiten, zum Klimaschutz beizutra-
gen, meist gemessen am Wohlstand eines Landes. Das Schweizer Bruttoso-
zialprodukt (BSP) betrug 2006 rund 0.8% des BSP aller Industrie- und Tran-
sitionsländer64. 

-  Bezüglich üblicher Beiträge könnten der Anteil von ca. 3% an die letzte 
Auffüllung des GEF Fonds als Referenz genommen werden. Da kleine Länder 
oft überdurchschnittlich viel an multilaterale Umweltgelder zahlen, ist aber 
als konservativeres Kriterium der Anteil an den regulären Beiträgen der UNO 
zu bevorzugen: hier betrug der Schweizer Anteil am Beitrag der Industrie- 
und Transitionsländer in den Jahren 2007-2009 ca. 1.4%64. 

                                                                    

62  GEF 2006  
63  Siehe Höhne et al. 2009 für die Inlandemissionen CO2-Anteil nach Import/Exportbilanz wurde berechnet 
nach Peters & Hertwich 2009. Es stellt sich die Frage, ob neben den Annex-I-Ländern auch Schwellenländer mitbe-
zahlen sollen Allerdings steht im Copenhagen Accord (UNFCCC 2009) klar, dass die Finanzmittel von „Developed 
countries“ kommen. Die Abschätzung hier unterschätzt vielleicht sogar den Schweizer Anteil, da in die Analyse alle 
Annex-I-Länder mit eingeschlossen wurden, auch Transformationsländer in Mittel-/ und Osteuropa, die klassi-
scherweise nicht zu den Industriestaaten zählen. Diese Unterschätzung wird evtl. kompensiert durch eine mögliche 
Überschätzung der „grauen Emissionen“: während die hier verwendeten Zahlen von Peters & Hertwich 2009 von 
18.4 t CO2-äq. pro SchweizerIn und Jahr ausgehen, kommen Jungbluth et al. 2007 nur auf 12.5 t CO2-äq. Für die 
Zahlen von Jungbluth et al. 2007 fehlt allerdings ein internationaler Vergleich mit anderen Ländern. 
64  Höhne et al. 2009 
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Werden diese drei Kriterien gleich gewichtet, so wäre ein angemessener Beitrag 
der Schweiz zu den Finanzmitteln rund 1% oder umgerechnet 100 Mio. USD pro 
Jahr für die Periode 2010-2012. In Anbetracht der Schweizer Leistungen in der 
Vergangenheit wäre ein Beitrag unter 1% wohl bereits ein Rückschritt und 
könnte internationalen Goodwill kosten. Die vorgesehenen 140 Mio. CHF ent-
sprechen also nur etwa der Hälfte, was aufgrund der Kriterien Verantwortung, 
Kapazität und vergangene Beiträge angemessen wäre65. Ausserdem sind etwa 
6.5-8 Mio. CHF für die Wiederauffüllung des GEF nicht als "neu und zusätzlich", 
sondern als Fortführung bestehender Aktivitäten zu verstehen.66 

 

5.3 ARGUMENTE FÜR HÖHERE FINANZMITTEL 

Verschiedenste Argumente sprechen für einen höheren Beitrag der Schweiz zu 
den Finanzmitteln (>1%): 

1. Die Schweiz nimmt ihre Verantwortung als CO2-Emittent und ihre Möglich-
keiten als reiches Industrieland wahr. 

2. Die Schweiz könnte ihr Image als solidarisches und umweltbewusstes Land 
stärken. 

3. Durch Finanzmittel können wichtige Anreizsysteme geschaffen werden, um 
Schwellenländer zu Emissionsreduktionen zu bewegen. 

4. Durch Massnahmen in Entwicklungsländer können Emissionen zu einem tie-
fen Preis reduziert werden67. 

5. Bei geeignetem Einsatz der Finanzmittel kann auch der Export von Schweizer 
Technologien gefördert werden68. 

6. Da die Schweiz einen wesentlichen Teil der konsumierten, energieintensiven 
Güter importiert, können mit internationalen Finanzmitteln die Gesamtheit aller 
CO2-Emissionen angegangen werden, und nicht nur diejenigen im Inland. 

7. Bei Einsatz der Mittel über bilaterale Kanäle können die Beziehungen zu 
Partnerländern gestärkt werden.  

 

                                                                    

65  Der Bundesrat argumentiert, dass nur Verantwortlichkeit und Kapazität berücksichtigt werden müssen. Er 
zieht dabei bei  Verantwortlichkeit nur die Inlandemissionen in Betracht und gewichtet darüber hinaus "Verantwort-
lichkeit" 3x stärker als "Kapazität“. Begründet wird die Gewichtung sowie die Fokussierung auf Inlandemissionen 
nicht. 
66  Von den 130 Mio. USD, welche die Schweiz für 2010-2014 für den GEF bereitstellt (siehe Bafu 2010b) 
werden ca. ein Drittel für den Klimaschutz verwendet. Dies ergibt jährlich 11 Mio. CHF oder 10 Mio. USD. Vergleicht 
man diesen Betrag mit dem Schweizer Beitrag zur letzten GEF-Auffüllung (94 Mio USD für 4 Jahre, siehe GEF 2006), 
so entspricht dies nur 2-3.5 Mio. USD an neuen und zusätzlichen Geldmitteln pro Jahr. Nicht einmal diese Gelder 
sind klar als "neu und zusätzlich" zu betrachten, da vor Kopenhagen sogar noch höhere GEF-Klimagelder erwartet 
wurden (siehe Replenishment Scenarios in GEF 2009b). 
67  Siehe u.a. Barker et al. 2007 für das Potential in nicht-Annex-1-Ländern 
68  Technologieexport als Kriterium für Geldflüsse zu verwenden, ist allerdings kritisch, da es die Effektivität 
der Finanzmittel in Frage stellen kann. 
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5.4 ARGUMENTE FÜR TIEFERE FINANZMITTEL 

Es gibt zwei Hauptargumente für eher tiefe Finanzmittel: 

1. Es fehlen bisher bindende Zusagen der Entwicklungs- und Schwellenländer 
für Reduktionsziele. Dies wurde insbesondere von den USA als Bedingung für 
wesentliche Finanzzusagen gemacht. Allerdings ist es kaum angemessen, von 
den Entwicklungs- und Schwellenländern absolute und bindende Reduktions-
ziele zu erwarten, da sie noch in einer Phase starken Wachstums sind, und 
deshalb ein absolutes Reduktionsziel ihre Entwicklung stoppen könnte. Als Al-
ternative wurden deshalb Intensitätsziele (CO2 / BSP) und klimapolitische 
Massnahmen mit einem Beitrag zu Entwicklungszielen vorgeschlagen69. Genau 
solche alternative Beiträge haben die wesentlichen Schwellenländer nun auch 
unter dem Copenhagener Accord angekündigt. Des Weiteren wurde in Kopen-
hagen vereinbart, dass die unterstützten Massnahmen einer internationalen 
Überprüfung unterzogen werden70. Damit stehen den Finanzzusagen auch 
überprüfte Massnahmen gegenüber. Des weitern kann argumentiert werden, 
dass zumindest derjenige Teil der Finanzmittel, der für Anpassungsmassnah-
men in wenig entwickelten Ländern vorgesehen wird, nicht von Reduktionszu-
sagen der Schwellenländer abhängig gemacht werden darf. 

2. An der Effektivität der Entwicklungshilfe werden immer wieder Zweifel ange-
bracht71. Die Klimageldmittel unterstehen potenziell der gleichen Kritik, da sie 
über die gleichen oder ähnliche bi- und multilaterale Kanäle laufen. Allerdings 
ergaben die Evaluationen der GEF-Projekte, dass diese mehrheitlich zufrieden-
stellende Ergebnisse bringen72. Zudem besteht im Bereich des Klimawandels 
ein wesentlicher Unterschied zur sonstigen Entwicklungshilfe: mit dem einfa-
chen Mass der CO2-Reduktion sind Ergebnisse verschiedener Programme bes-
ser vergleichbar und die Ressourcen können deshalb  gezielter und effektiver 
eingesetzt werden. Dies gilt allerdings nur für den Bereich der Emissionsreduk-
tion, bei den Mitteln für Anpassung ist die Vergleichbarkeit schwieriger. Die 
Schweiz könnte sich dafür einsetzten, dass die Mittel verstärkt nach Effektivität 
und weniger nach politischen Kriterien eingesetzt werden.  

 

5.5 KANÄLE 

Bei den Finanzmitteln spielen nicht nur die Höhe und die Zusätzlich-
keit/Neuheit eine Rolle, sondern auch die Institutionen, durch welche die Gel-
der fliessen. Jeder dieser institutionellen Kanäle hat seine Vor- und Nachteile 
(s. Tabelle). 

                                                                    

69  Winkler 2008 
70  UNFCCC 2009 
71  Für die Kritik siehe u. a. Boone 1996. Die neuere Literatur (z.B.Collier & Dollar 2004) kommt allerdings 
zum Schluss, dass Entwicklungszusammenarbeit effektiv ist, wenn in den Empfänger die richtigen politischen Rah-
menbedingungen herrschen. Als Antwort auf die Zweifel wurde 2005 die Pariser Erklärung für die Effektivität von 
Entwicklungshilfe unterschrieben, mit der bessere Koordination, Ownership der Empfänger sowie gegenseitige Re-
chenschaft erreicht werden soll.  
72  GEF EO 2010 
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 Vorteile Nachteile 

UN-Kanäle Ownership der Empfänger Geber geben tendenziell eher 
weniger Mittel 

bilaterale Kanäle Direkter Einfluss der Schweiz Koordination notwendig 

Fonds der Weltbank Erfahrung und Einfluss der 
Weltbank 

Dominanz der Geber bei der 
Entscheidung 

Global Environment 
Facility (GEF) 

Balance zwischen Interessen 
der Geber und Empfänger 

Eher schwerfälliges Instrument  

Grundsätzlich ist zum Ausgleich der Risiken sicher der Einsatz der Gelder zu 
diversifizieren: statt alles Geld in einen Fonds einzuzahlen, könnten Gelder so-
wohl in UNO-Institutionen, den GEF, bilaterale Kanäle und auch in die Weltbank 
fliessen. Je nach Effektivität der einzelnen Kanäle können die Gelder später 
umgelagert werden. 

Da "Ownership" eine wesentliche Rolle bei der Effektivität von Finanzmittel 
spielt73, sollte die Schweiz vermehrt Gremien bevorzugen, in denen die Ent-
wicklungsländer einen stärkeren Einfluss auf die Verwendung der Gelder ha-
ben. Solche Gremien sind UN-Kanäle wie z. B. der Adaptation Fund oder der 
neu gegründete Copenhagen Green Climate Fund.  

 

5.6 FAZIT ZU DEN FINANZMITTELN 

Internationale Finanzmittel für Entwicklungs- und Schwellenländer werden so-
wohl für Anpassung an den Klimawandel, als auch für dessen Bekämpfung be-
nötigt. Die verbindliche Zusage von Geldern ist eine wesentliche Grundbedin-
gung für eine globale Übereinkunft. 

Die grösseren Industrieländer, insbesondere die EU, Japan und die USA, haben 
in Kopenhagen wesentliche Finanzmittel gesprochen. Die Schweiz dagegen hat 
erst im Juni 2010 einen Beitrag ca. 0.5% der Gesamtmittel angekündigt, der 
aber noch vom Parlament abgesegnet werden muss.  

Nimmt man die Höhe der eigenen Emissionen, den Wohlstands sowie vergan-
gene Beiträge als Kriterium, müsste die Schweiz ca. 1% der in Kopenhagen ver-
sprochenen Finanzmittel übernehmen. Dies hiesse je ca. 100 Mio. USD in den 
nächsten 3 Jahren, sowie gegen 1 Mrd. USD jährlich bis 2020. Für 2020 könnte 
ein Teil dieses Geldes von privaten Organisationen kommen und über CO2-
Märkte fliessen. Um die internationalen Versprechungen einzuhalten, müssten 

                                                                    

73  Paris Declaration 2005 
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diese Gelder neu zu bisherigen Verpflichtungen und zusätzlich zur Entwick-
lungshilfe sein. 

Verschiedenste Gründe sprechen für den Einsatz dieser Mittel: eigene Ve-
rantwortung, Positionierung als Vorreiter im Klimaschutz, Exportchancen, ko-
stengünstige Reduktionen, Verringerung "grauer Emissionen", Anreize für 
Schwellenländer sowie die Stärkung bilateraler Partnerschaften. Die Gegenar-
gumente - fehlende Verpflichtungen der Schwellenländer sowie mangelnde Ef-
fektivität - verlieren bei genauer Betrachtung an Bedeutung. Ausserdem kön-
nen bei geschicktem Einsatz der Mittel sowohl Verpflichtungen der Schwellen-
länder als auch Effektivität erreicht werden. 

Bei den Finanzmitteln spielen nicht nur die Höhe und die Neu-
heit/Zusätzlichkeit eine Rolle, sondern auch die Institutionen, durch welche die 
Gelder fliessen. Wenn die Schweiz die Gelder auf verschiedene Kanäle verteilt, 
so kann sie Risiken und die verschiedenen Vor- und Nachteile der Kanäle aus-
gleichen.  
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6  INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT 

Die Ursachen des Klimawandels sind global, genauso wie dessen Folgen. Eine 
isolierte Klimapolitik der Schweiz ist daher nicht zielführend. Im Folgenden 
werden zuerst die Plattformen für eine internationale Zusammenarbeit disku-
tiert (global, regional und bilateral). Danach folgen spezifische Themen wie 
Emissionshandel, Technologiekooperation und Grenzsteuerausgleich. 

 

6.1 GLOBALE ZUSAMMENARBEIT 

Die globale Zusammenarbeit wird im Klimawandel immer von zentraler Bedeu-
tung sein, da ein effektiver Klimaschutz nur bei globaler Kooperation erreicht 
werden kann. Auch wenn kein globales Abkommen mit verbindlichen Zielen 
erreicht werden kann, ist die UNO von zentraler Bedeutung für: die Registrie-
rung nationaler Ankündigungen für Emissionsziele, Massnahmen und Finanz-
mittel, internationale Vereinbarungen über Vergleichbarkeit der Ankündigun-
gen, einen Prozess für die Verknüpfung von Finanzmitteln und Massnahmen in 
Entwicklungsländern, einen Prozess für die Überprüfung, ob die Ankündigun-
gen eingehalten wurden, und welche Massnahmen sich als effektiv erwiesen, 
und die Einrichtung eines Mechanismus für Technologieentwicklung und –
transfer74. 

Neben den zentralen Prozeduren in der UNO-Rahmenkonvention sind weitere 
Gremien nicht zu vergessen: Institutionen wie die Weltbank, die Internationale 
Energieagentur oder die neue Agentur für erneuerbare Energien bieten wichti-
ge Plattformen für die Einflussnahme. 

Für die Schweiz bieten die genannten multilateralen Institutionen spezifische 
Vorteile:  

-  Als kleines Land wird die Schweiz kaum je genug internationalen Druck aus-
üben können, um andere Länder zu Klimaschutzmassnahmen zu verpflich-
ten. Deshalb sind Kooperationen mit anderen Ländern notwendig.  

-  Bezüglich des Einsatzes der Finanzmittel kann die Schweiz von bestehenden 
Prozeduren und besserer Koordination innerhalb multilateraler Institutionen 
profitieren75. 

-  Die multilaterale Ebene bietet eine Plattform für neue Ideen, aber auch die 
Profilierung der Schweiz mittels Organisation von Konferenzen (z. B. das 
angekündigte Treffen zu Finanzmitteln in Genf) oder Vorsitz in Gremien.  

                                                                    

74  Siehe dazu u.a. Kim et al. 2009, Müller & Echeverri 2009, UNFCCC 2009, Roberts et al. 2010 
75  GEF und Weltbank z. B. haben im Klimabereich eingespielte Prozeduren, um Projekte zu prüfen, sie auszu-
gestalten und nach ihrer Ausführung unabhängig zu evaluieren. Sie können den Einsatz der Mittel auch gut koordi-
nieren, was zwischen verschiedensten nationalen Agenturen nur mangelhaft funktioniert (siehe dazu auch das Ziel 
der Pariser Erklärung 2005). Gerade die Schweiz müsste aufwendig ihre geringen Geldmittel mit verschiedensten 
anderen Ländern abstimmen. Deshalb liefern kleinere Geber wie die Schweiz im Umweltbereich überproportional 
viel an multilaterale Organisationen ab, siehe Hicks et al. 2009. 
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-  Als kleines Land hat die Schweiz weder beim Major Emitters Forum noch bei 
der G8 Mitspracherecht. 

 

6.2 REGIONALE UND BILATERALE ZUSAMMENARBEIT 

Da es aufgrund der verschiedensten Interessen sehr schwierig ist, auf globaler 
Ebene eine Einigung über alle Bereiche zu erzielen, ist es aus Sicht der Theorie 
internationaler Beziehungen logisch, dass ergänzende regionale oder bilaterale 
Kooperationen eine Rolle spielen76. Dabei können gemeinsame Interessen auf 
bilateraler Ebene wahrgenommen werden bzw. eine Koalition von Willigen ge-
nutzt werden77. 

Regionale Partnerschaften im Klimaschutz bilden z.B. die Europäische Union, 
aber auch verschiedenste Staaten Mexikos, Kanadas und den USA. Partner-
schaften ergeben sich u.a. bei der Technologieentwicklung als auch bei regio-
nalen Emissionshandelssystemen.  

Bilaterale Partnerschaften bestehen z. B. zwischen der EU / USA sowie Indien / 
China, Japan und verschiedensten Staaten Asiens, sowie Norwegen und ver-
schiedensten Regenwald-Staaten im Bereich der verminderten Abholzung78. 

Die Schweiz selber hat sich bei diesen Partnerschaften eher zurückgehalten. 
Regional hat man sich zwar stark an der Europäischen Klimapolitik orientiert, 
sich aber nicht wie z. B. Norwegen ins Europäische Emissionshandelssystem 
integriert. Auf bilateraler Ebene gibt es zwar die lose Partnerschaft mit Südko-
rea und Mexiko im Rahmen der Verhandlungen, sowie geringe Mittel für Ent-
wicklungszusammenarbeit und Technologiekooperation, doch um eine we-
sentliche Rolle in der internationalen Klimapolitik zu spielen, genügen diese 
Zusammenarbeiten sicherlich nicht.  

Die Schweiz könnte die bilateralen Auslandsmassnahmen (Emissionshandel, 
Technologiekooperation und Finanzmittel) auf bestimmte Länder fokussieren, 
um die Umstellung auf einen klimafreundlichen Entwicklungspfad in diesen 
Ländern zu ermöglichen. Dabei ergäben sich Synergien, der Wirkungsnachweis 
würde vereinfacht und bilaterale Partnerschaften gestärkt. 

Im Folgenden werden zwei dieser drei Felder (Emissionshandel, Technologie-
kooperation) erläutert, in denen sich die Schweiz nicht nur multilateral sondern 
auch bilateral engagieren könnte. 

 

                                                                    

76  Siehe Keohane & Victor 2010. 
77  Siehe auch WBGU 2010 
78  Siehe u.a. US government 2010a, 2010b, European Commission 2010, MOFA 2010, Government of Nor-
way 2010 
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6.3 EMISSIONSHANDEL 

Als Endziel der Klimapolitik wird von vielen die Errichtung einer globalen Be-
grenzung der Treibhausgase im Rahmen eines weltweiten Emissionshandels 
angestrebt. Dabei würde jeder Staat eine bestimmte Menge an Emissionsrech-
ten erhalten und müsste, falls benötigt, von anderen Staaten mehr Rechte kau-
fen, oder könnte Rechte verkaufen, falls er mehr als nötig reduziert hat. 

Im Rahmen des Kyoto-Protokolls wurde ein solcher Handel errichtet, allerdings 
nur zwischen Industriestaaten. Diese können über den "Clean Development 
Mechanism" auch Emissionsreduktionszertifikate von Projekten in Entwick-
lungsländern kaufen. Zudem hat die EU ein regionales Handelssystem auf Fir-
menbasis eingeführt, und verschiedenste nationale und subnationale Systeme 
sind in Entwicklung. Im ganzen System bleiben die USA als nicht-Kyoto-Staat 
aussen vor, und die Entwicklungs- und Schwellenländer sind nur über Projekte, 
nicht aber als Nationen mit Emissionsbegrenzungen am System angeschlossen. 

Die Schweiz selber hat ein nationales Emissionshandelssystem entwickelt, das 
aber aufgrund der Kleinheit des Marktes nur mangelhaft funktioniert. Über den 
Klimarappen beschafft die Schweiz rund die Hälfte der benötigten Kyoto-
Reduktionen mittels Zukauf von Zertifikaten in Entwicklungsländern. 

Für die Schweiz ergäben sich folgende Vorteile einer gleichbleibenden oder 
verstärkten Nutzung des Emissionshandels: 

-  Die kurzfristigen Kosten der Emissionsreduktion können vermindert wer-
den79. Durch diese Senkung der Kosten kann die Schweiz auch höhere Emis-
sionsziele annehmen und die Chancen der Zielerreichung erhöhen. 

-  Mittels Kauf von Zertifikaten aus Entwicklungsländern kann neben der Emis-
sionsreduktion auch die nachhaltige Entwicklung (z. B. Arbeitsplätze, Ver-
ringerung der Luftschadstoffe und der Abholzung) sowie der Export von 
Technologie gefördert werden80. 

-  Die Schweiz hat sich mit dem Standort Zürich (und z. T. Genf) schon als 
Kompetenzzentrum für den Emissionshandel etabliert81. Mit der Stärkung 
des Emissionshandels könnte dieses Zentrum und die damit verbundenen 
Arbeitsplätze weiter ausgebaut werden. 

-  Sinnvoll eingesetzt können diese Investitionen einen Anreiz bieten, um 
Schwellenländer zu Aktionen im globalen Klimaschutz zu bewegen82. 

                                                                    

79  Der Preis für internationale Emissionszertifikate bewegt sich bei rund 10-15 Euro pro Tonne CO2, während 
die CO2-Abgabe heute schon bei 36 Franken, also ca. 24 Euro pro Tonne CO2 liegt. Beide Preise dürften sich erhö-
hen. 
80  Um den Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung zu garantieren, sind Anforderungen wie die des CDM Gold 
Standard zu stellen. 
81  Die hiesigen Projektentwickler South Pole und First Climate, Beratungsbüros wie Perspectives, Infras oder 
BHP, Forschungsgruppen an Uni und ETH Zürich sowie die NGO myclimate haben sich in der Zurich Carbon Market 
Association vernetzt (siehe www.zurich-cma.ch). Das anerkannte Gold-Standard-Label wird von Genf aus ge-
steuert. 
82  Siehe dazu den Vorschlag der Europäischen Kommission (European Commission 2009) 
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Der Emissionshandel bringt aber auch Nachteile:  

-  Investitionen werden vermehrt im Ausland statt im Inland getätigt. Dadurch 
gehen Arbeitsplätze verloren und der Aufbau einer Clean-Tech-Industrie 
wird erschwert. 

-  Ohne gleichzeitige Inlandmassnahmen rückt die Schweiz stärker vom not-
wendigen Pfad Richtung -80-95% bis 2050 ab83. Wenn die Schweiz auch 
2020 noch auf dem Stand von 1990 liegt, so müssten die inländischen 
Emissionen innert 30 Jahren um mindestens 80% gesenkt werden, was äu-
sserst schwierig werden würde. Durch Pfadabhängigkeiten84 infolge Verhar-
rens auf fossilen Energieträgern dürfte die Umstellung auf erneuerbare und 
effiziente Technologie viel kostspieliger werden, als wenn heute schon in 
eine klimafreundliche Energieversorgung investiert wird. 

-  Aus internationaler Sicht ist es von grosser Bedeutung, dass die Industrie-
länder aufzeigen, wie ein klimafreundlicher Wohlstand erreicht werden 
kann. Hier eine Vorreiterrolle zu übernehmen ist eine wichtige Vorausset-
zung, um Entwicklungsländer von massiven Klimaschutzmassnahmen über-
zeugen zu können. 

-  Die Qualität der Auslandsreduktionen ist heute noch nicht umfassend si-
chergestellt. So haben z.B. mittel- und osteuropäische Staaten Unmengen 
an überflüssigen Emissionsrechten zu verkaufen85 und bei den Zertifikaten 
aus Entwicklungsländern ist die „Zusätzlichkeit“ oft nicht gewährleistet86. 

-  Fortgeschrittene Schwellenländer müssen heute keinen Beitrag zum Klima-
schutz leisten, sie können sich alle Massnahmen über den Emissionshandel 
finanzieren lassen. Einen Ausweg bietet die Strategie der EU an: sie will nach 
2012 den Clean Development Mechanism auf die ärmsten Entwicklungslän-
der beschränken, während Schwellenländer zuerst auf teils eigene Kosten 
und mit Hilfe von internationalen Finanzmitteln sektorale Ziele erreichen 
müssen, bevor sie Zertifikate verkaufen dürfen79.  

Als Fazit kann gesagt werden:  

-  Der Emissionshandel bietet Chancen der Kostenreduktion, er birgt aber die 
Gefahr, dass sich die Schweiz zu lange auf einem fossilen Emissionspfad 
bewegt, von dem sie sich nur schwierig lösen kann. Für die Entwicklung 
klimafreundlicher Technologie und die Schaffung von Arbeitsplätzen sind 
Inlandmassnahmen zu bevorzugen. Daher bietet sich ein massvoller Einsatz 
des Emissionshandels an und eine Kombination mit ambitionierten Inland-

                                                                    

83  Auf diesen Zeithorizont hin wären Kompensationen im Ausland kaum mehr möglich, da andere Industrie-
länder ebenfalls mindenstens 80% reduzieren und Entwicklungsländer auch ein tiefes Emissionsniveau aufweisen 
müssten, wenn das 2 Grad-Ziel erreicht werden soll. 
84  Für technologische Pfadabhängigkeiten und verbundene Lock-Ins siehe David 1985 und Arthur 1989 
85  Diese sogenannte „Hot-Air-Situation“ entstand, da diesen Ländern im Kyoto-Protokoll zu viele Zertifikate 
zugeteilt wurden. Am Kauf solcher Zertifikate hat sich die Schweiz bisher nicht beteiligt. 
86  Mit „Zusätzlichkeit“ oder „Additionalität“ ist gemeint, dass die Zertifikatkäufe zusätzliche Reduktionen 
auslösen sollten, und nicht einfach Zertifikate für Projekte ausgestellt werden, die ohnehin stattgefunden hätten. 
Die Zusätzlichkeit ist nach mehreren Studien (siehe Michaelowa & Purohit 2007, Schneider 2007, 2009) in vielen 
Fällen nicht gegeben. 
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zielen. Als Leitlinie könnte der Vorschlag des Bundesrates dienen, maximal 
die Hälfte aller Reduktionen im Ausland zu erzielen87. Eine Fokussierung auf 
Inlandmassnahmen (z. B. mindestens 20% Inland im 30%-Szenario oder 25% 
im 40%-Szenario) hat sowohl innen- als auch aussenpolitische Vorteile: Ein-
schwenken auf eine CO2-armen Pfad, Entwicklung eines Clean-Tech-Sektors 
sowie globale Vorbildsfunktion. 

-  Der Anschluss des schweizerischen an das europäische Emissionshan-
delssystem (EU EHS) ist unbedenklich, da weder die Hot-Air-Problematik82 
noch die „Zusätzlichkeit“ innerhalb des EU EHS kritisch ist. Ausserdem kann 
auch der Flugverkehr ins EU EHS integriert werden, womit die Schweiz nicht 
zur Ausweichroute verkommen kann, um die Kosten des Emissionshandels 
innerhalb der EU zu umgehen. 

-  Bezüglich des Zertifikatehandels mit Entwicklungsländern bietet es sich an, 
die Zertifikatskäufe aus dem Clean Development Mechanism auf die ärme-
ren Entwicklungsländer zu beschränken, während von den Schwellenländern 
eigene Massnahmen verlangt werden, bevor diese Zertifikate verkaufen 
können. Die eigenen Massnahmen der Schwellenländer könnte die Schweiz 
mittels koordinierten Finanzmitteln, sowie Technologie- und Wissenstrans-
fer unterstützen (siehe Kapitel 6). Falls die Schweiz diesen Weg einschlägt, 
wäre eine Mitarbeit bei der Erarbeitung internationaler Richtlinien für solche 
sektoralen und nationalen Massnahmen wünschenswert. 

 

1.1 TECHNOLOGISCHE ZUSAMMENARBEIT 

Neben dem Emissionshandel und den öffentlichen Finanzmitteln besteht noch 
ein weiterer Bereich für bi- und multilaterale Zusammenarbeit: die Entwick-
lung, Verbreitung und Standardisierung von klimafreundlicher Technologie. 
Während bei Emissionszielen immer die Gefahr besteht, dass Staaten aus Ei-
geninteressen ausscheren, ermöglicht technologische Zusammenarbeit die 
Chance, dass Staaten aus Eigeninteressen in der Technologiepartnerschaft 
bleiben88. 

Konkret bieten sich folgende Massnahmen an: 

-  Miterarbeitung und Mitfinanzierung des neuen Technologiemechanismus89 

-  Entwicklung globaler oder regionaler Technologiestandards, z. B. der Ein-
satz von LED-Leuchten 

-  Bi- und multilaterale Zusammenarbeit bei Forschung und Entwicklung 

- Technologietransfer in Entwicklungsländer (u.a. über den Emissionshandel 
und sektorale Mechanismen, siehe Kapitel 7.3.). Die Schweiz hat dabei zum 

                                                                    

87  Diese Vorschläge sind kohärent mit der Komplementaritätsregel unter dem Kyoto-Protokoll, die besagt, 
dass Auslandmassnahmen ergänzend zu den inländischen stattfinden sollen. 
88  So werden Staaten kaum mehr auf die klimabelastende Technologie umsteigen, wenn sich mal ein klima-
freundlicher Technologiestandard durchgesetzt hat (siehe dazu Barrett 2003). 
89  Siehe Punkt 11 im Copenhagen Accord (UNFCCC 2010) 
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Beispiel in den Bereichen Wasserkraft oder Energieeffizienz von Gebäuden 
Exportpotential. 

Bei letzteren beiden Massnahmen ist die Schweiz schon aktiv. Eine Ausweitung 
und Verknüpfung mit anderen Mitteln der Klimapolitik ist zu prüfen. 

 

1.2 GRENZSTEUERAUSGLEICH 

Bei einem weiteren Instrument bietet sich die internationale Zusammenarbeit 
an: beim sogenannten Border Tax Adjustment (BTA). Dieses Instrument, auf 
Deutsch am besten mit Grenzsteuerausgleich übersetzt, sieht eine Abgabe auf 
importierte Waren vor, die sich nach den "grauen Emissionen" in den impor-
tierten Produkten sowie dem unterschiedlichen CO2-Preis im Inland sowie im 
Produktionsland richtet. Wenn Waren exportiert werden, so erhält die Export-
firma die Differenz im CO2-Preis zurückerstattet.  

Beweggrund für dieses Instrument ist die Furcht, dass inländische Produzenten 
im internationalen Wettbewerb benachteiligt werden, wenn im Inland ein hoher 
CO2-Preis (mittels Abgabe oder Emissionshandel) herrscht90. Im schlimmsten 
Fall wandert ein Industriebetrieb in ein anderes Land und verursacht dort die 
gleichen oder sogar noch höhere CO2-Emissionen. Inländische Arbeitsplätze 
gehen verloren. Diese Abwanderung von CO2-Emissionen ins Ausland wird als 
"Carbon Leakage" bezeichnet; die Bedeutung dieses "Lecks" ist umstritten91. 

Ein weiterer Beweggrund für einen Grenzsteuerausgleich ist die Verlagerung 
der CO2-Abgaben von der Produktion auf den Konsum. Da ein Schweizer bzw. 
eine Schweizerin etwa die Hälfte seiner Emissionen im Ausland verursacht43, 
wird mit einer CO2-Abgabe nur die Hälfte der effektiven Emissionen verrech-
net. Dies würde sich mit einem Grenzsteuerausgleich ändern. 

Der Grenzsteuerausgleich wird vor allem in den USA stark diskutiert und von 
prominenten Politikern gefordert. Auch die EU hat mit dieser Massnahme ge-
droht, wenn Schwellenländer wie China keine eigenen Massnahmen ergreifen. 
Die Entwicklungs- und Schwellenländer haben immer sehr harsch auf solche 
Drohungen reagiert: sie argumentieren, dass die Industrieländer mit diesem 
Instrument ihre eigenen Firmen bevorteilen wollen, und sagen einen Handels-
krieg voraus92. Tatsächlich ist es umstritten, ob ein Grenzsteuerausgleich 
WTO-konform ist. Meist wird argumentiert, dass der Grenzsteuerausgleich 
kompatibel mit dem Handelsregime ist, falls er aus Umweltgründen und inter-
national abgestimmt eingeführt wird, nicht aber, wenn er unilateral und aus 
Gründen der Industriepolitik angestrebt wird93. Die Grenzsteuer ist auch eine 
mögliche Quelle für internationale Finanzmittel. Damit würde sich Widerstand 
der Entwicklungsländer wohl mildern. 

                                                                    

90  Siehe u.a. Houser et al. 2008 
91  Siehe Metz et al. 2007 
92  South Centre 2009 
93  Siehe u.a. Frankel 2009 
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Ein Grenzsteuerausgleich wäre für die Schweiz eine Chance, die inländischen 
CO2-Lenkungsabgaben zu erhöhen und die eigene Industrie im Wettbewerb 
nicht zu benachteiligen. Allerdings sollte die Schweiz eine Einführung interna-
tional abstimmen. 

 

1.3 FAZIT ZUR INTERNATIONALEN ZUSAMMENARBEIT 

Für die Schweiz ist es essentiell, bei der Klimapolitik die internationale Zu-
sammenarbeit zu suchen, da sie rein national wenig ausrichten kann. Die glo-
bale Ebene wird weiterhin die Wichtigste bleiben. Innerhalb der UN-
Rahmenkonvention kann die Schweiz Informationen austauschen, Partner-
schaften suchen und ihre Ideen einbringen. Die Organisation eines ministeriel-
len Treffens zu den Finanzmitteln im Juli bietet für die Schweiz eine erste Gele-
genheit. 

Neben der UNFCCC kann die Schweiz aber auch in weiteren Organisationen 
Einfluss nehmen: so besonders in der Weltbank, dem Internationalen Wäh-
rungsfonds, der Internationalen Energie Agentur (IEA) und der int. Agentur für 
erneuerbare Energien (IRENA). 

Neben den globalen werden im künftigen Klimaregime auch die regionalen und 
bilateralen Kooperationen an Bedeutung gewinnen. Andere Länder sind hier 
schon strategische Partnerschaften eingegangen, die Schweiz könnte nachzie-
hen und mit klimafreundlichen Ländern im Süden kooperieren. Dabei wäre be-
sonders die Fokussierung der bilateralen Auslandsmassnahmen (Zertifikatkäu-
fe, Technologiekooperation und Finanzmittel) auf bestimmte Länder eine inter-
essante Möglichkeit, um Synergien zu nutzen, einen klimafreundlichen Ent-
wicklungspfad zu ermöglichen und bilaterale Partnerschaften zu stärken. 

Die Schweiz hat besonders im Bereich des Emissionshandels und der Techno-
logiekooperation Chancen, von der internationalen Zusammenarbeit zu profi-
tieren. Beim Emissionshandel könnte der Anschluss ans EU-System Kosten 
senken und Synergien ermöglichen. Dagegen ist eine starke Fokussierung der 
Klimapolitik auf Zertifikatkäufe aus Entwicklungsländern (wie bei der Schweizer 
Erfüllung des ersten Kyoto-Zieles) kritisch zu betrachten: zwar ermöglichen 
diese Massnahmen Kostenreduktionen und höhere Emissionsziele, aber sie 
beinhalten die Gefahr, dass im Inland eine Pfadabhängigkeit durch das Weiter-
führen der fossilen Energieversorgung entsteht, was gleichzeitig die Entwick-
lung einer Clean-Tech-Industrie behindert. Eine sinnvolle Nutzung des Emissi-
onshandels wäre daher, mit Hilfe des Emissionshandels hohe Emissionsziele 
(z.B. -40% bis 2020) einzugehen, dabei aber den Einsatz von Auslandsmass-
nahmen zu begrenzen, z. B. auf die Hälfte der Reduktionen oder noch weniger. 
Gleichzeitig kann der Emissionshandel genutzt werden, um Schwellenländer zu 
eigenen Massnahmen anzuspornen, indem Zertifikate erst gekauft werden, 
nachdem bestimmte Ziele erreicht wurden. Zur Erreichung dieser Ziele kann die 
Schweiz technologische und finanzielle Unterstützung bieten. 

Die Technologiekooperation (Forschung, Entwicklung, Transfer) kann in den 
Emissionshandel oder die bilateralen Partnerschaften integriert werden, die 
Schweiz hat aber auch die Option, auf multilateraler Ebene Technologiestan-
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dards mitzuentwickeln oder sich am neuen UN-Technologiemechanismus zu 
beteiligen.  

Schliesslich bietet ein Grenzsteuerausgleich die Chance, inländische Produzen-
ten nicht zu benachteiligen und auch importierte CO2-Emissionen zu besteu-
ern. Allerdings müsste die Einführung international abgestimmt sein, um nicht 
WTO-Regeln zu verletzen. 
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2  FAZIT 

Die wissenschaftlichen Grundlagen für den Klimawandel sind auch nach den 
jüngsten Diskussionen klar: Ein menschgemachter Klimawandel findet statt 
und hat bedeutende negative Folgen, besonders auch für die Schweiz. 

Ein global koordinierter Klimaschutz bringt Nutzen für alle, das haben nach der 
Wissenschaft auch die Staatschefs erkannt: So trafen sie sich letzten Dezember 
in Kopenhagen, um ein neues globales Abkommen für den Klimaschutz zu 
verhandeln. Sie konnten sich aber nur auf die Limitierung der Erwärmung sowie 
Finanzmittel für Entwicklungsländer einigen, nicht aber auf konkrete 
Emissionsziele. 

Auch die Schweiz verhandelt gerade innenpolitisch über die eigene Klimapolitik 
nach 2012. Was auch immer in Inland entschieden wird, hat aussenpolitische 
Konsequenzen, denn der Klimawandel ist global verursacht und hat globale 
Folgen. Lokaler Klimaschutz hat globalen Nutzen. 

Deshalb sind besonders folgende drei Themen nicht nur von innenpolitischer 
Relevanz, sondern müssen im Kontext der globalen Verhandlungen betrachtet 
werden: Emissionsziele, Finanzmittel und weitere internationale 
Zusammenarbeit. 

Bei den Emissionszielen müsste die Schweiz ihre Treibhausgase bis 2020 um 
mindesten 25-40% und bis 2050 um 80-95% (gegenüber dem Stand von 1990) 
senken, um ihren Anteil am Anreichen des 2-Grad-Zieles zu leisten. Sowohl 
Eigeninteressen als auch die moralische Verantwortung sprechen für ein eher 
hohes Ziel: Einzig das Fehlen eines bindenden Vertrages nach Kopenhagen ist 
ein gewichtiges Gegenargument. In dieser Lage bietet es sich für die Schweiz 
an, unilateral ein Ziel um die -30% bis 2020 anzustreben und bei positiver 
internationaler Entwicklung auf -40% zu erhöhen. Die Schweiz sollte sich 
vorbehalten, ergänzend zu Inlandsmassnahmen auch Massnahmen im Ausland 
anzurechnen, um mögliche hohe Kosten einzudämmen. Die Fokussierung auf 
Inlandmassnahmen (z. B. mindestens -20% beim -30%-Ziel) ist jedoch sowohl 
aus wirtschaftlicher als auch aus aussenpolitischer Sicht sinnvoll. 

Entwicklungsländer benötigen Finanzmittel zur Bewältigung der Folgen des 
Klimawandels, aber auch für eine nachhaltige und klimafreundliche 
Entwicklung. Ein globaler Deal wird ohne diese Geldmittel nicht möglich sein. 
Die Schweiz trägt bisher kaum zu den Kopenhagener Versprechungen bei. 
Durch den eigenen Wohlstand, die verursachten Emissionen und vergangene 
Beiträge müsste die Schweiz ca. 1% der Finanzmittel übernehmen, was je 100 
Mio. USD in den nächsten 3 Jahren entspricht. Die Finanzmittel bringen viele 
Vorteile für die Schweiz wie z.B. das positive Image oder das Bilden von 
Anreizsystemen. Nach Kriterien des Kopenhagener Abkommens müsste die 
Schweiz diese Gelder zusätzlich zu bisherigen Entwicklungs- und Klimageldern 
investieren. Eine Verteilung der Mittel auf verschiedene Kanäle gleicht 
ausserdem Risiken aus. 

Bei der internationalen Zusammenarbeit könnte sich die Schweiz verstärkt 
einbringen: neben den zentralen UN-Prozessen sind auch sonstige 
multilaterale und bilaterale Kanäle nicht zu vernachlässigen, da das globale 
Klimaregime aufgrund unterschiedlicher Interessen in Zukunft noch 
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heterogener wird. Besondere Chancen innerhalb der internationalen 
Zusammenarbeit bieten sich beim Emissionshandel und bei 
Technologiepartnerschaften. Beim Emissionshandel ist eine Integration ins EU-
System erstrebenswert; sonstige Zertifikatskäufe könnten auf ärmere 
Entwicklungsländer beschränkt werden sowie auf Schwellenländer, die eigenen 
Massnahmen ergreifen. Durch die Kombinierung von Schweizer Finanzmitteln, 
Zertifikatskäufen und Technologietransfer können einige Entwicklungsländer 
auf einen nachhaltigen Entwicklungspfad gebracht werden.  
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